
brechen auszuarbeiten. Auf diese Weise sollten die al- 
gemeingültigen Erfahrungen aus dem Kampf gegen den 
faschistischen Aggressor für den zukünftigen Schutz des 
Friedens völkerrechtlich wirksam gemacht werden. Der 
innere Zusammenhang beider Arbeiten wurde beson
ders sichtbar, als 1948 sowohl die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte als auch die Genocid-Konvention in 
der UN-Vollversammlung verabschiedet wurden. Er 
wurde auch in der parallelen Ausarbeitung von Men
schenrechtskonventionen einerseits und dem Entwurf 
eines Kodex über Verbrechen gegen den Frieden und 
die Sicherheit der Menschheit andererseits deutlich. 
Eben weil es sich im Grunde um zwei Seiten ein und 
derselben Sache handelt, richtete sich die Politik der 
USA auf dem Höhepunkt des „kalten Krieges“ sowohl 
gegen die Ausarbeitung konkreter Menschenrechtskon
ventionen als auch gegen die allgemeine Definition von 
Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen. Die Arbeit am 
Kodex wurde 1954 praktisch dadurch eingestellt, daß sie 
von der Einigung über eine Definition der Aggression 
abhängig gemacht wurde1'.
Erst im Zusammenhang mit den Beratungen der Men
schenrechtskommission über die Nichtanwendbarkeit 
von Verjährungsbestimmungen auf Kriegs- und Mensch
lichkeitsverbrechen wurde die Frage der Wiederauf
nahme der Arbeiten zur Kodifikation der Kriegs- und 
Menschlichkeitsverbrechen von neuem aufgegriffen6 7. 
Dabei hob G r a v e n  ausdrücklich hervor, daß dies un
abhängig von der Aggressionsdefinition geschehen 
müsse. Dieser Hinweis mag darauf zurückzuführen 
sein, daß die USA und Großbritannien seit Jahren alles 
tun, um die Wiederaufnahme der Arbeiten an der 
Aggressionsdefinition in der UN-Vollversammlung zu 
verhindern8.
Schon 1953 hatten die USA in der Menschenrechtskom
mission kategorisch mitgeteilt, daß sie „nicht beabsich
tigen, die Konventionsentwürfe über die Menschen
rechte, denen die Kommission im Grunde seit 1948 ihre 
volle Aufmerksamkeit gewidmet hat, zu unterzeichnen 
oder zu ratifizieren“9. Da zu diesem Zeitpunkt die 
Konventionen noch gar nicht fertiggestellt waren, 
konnte diese Haltung der USA nicht auf den Inhalt der 
Konventionen zurückgeführt werden. Sie war vielmehr 
Ausdruck einer prinzipiellen Politik der USA, die 
darauf gerichtet ist, die UN von Fall zu Fall für die 
Durchsetzung ihrer Politik einzuspannen, aber die Ent
wicklung allgemeiner Regeln des friedlichen Zusam
menlebens der Völker aufzuhalten, jedenfalls keine 
bestimmten Verpflichtungen zu übernehmen und die 
Ausarbeitung von Normen über die Verantwortlichkeit 
für Menschlichkeitsverbrechen zu hindern10.
Die Obstruktionspolitik der USA konnte weder den Ab
schluß der Arbeiten an den Konventionsentwürfen noch 
die Verabschiedung neuer Konventionen verhindern. Sie 
konnte auch nicht rückgängig machen, daß die völker
rechtliche Verantwortlichkeit für Kriegs- und Mensch
lichkeitsverbrechen sich im Rechtsbewußtsein der Völ-

6 Res. der Vollversammlung 897 (IX) vom 4. Dezember 1954.
7 Vgl. den polnischen Antrag auf der 935. Sitzung der Menschen
rechtskommission (E/CN. 4/L. 965), der auf eine Meinungs
äußerung der Staaten darüber abzielte, wie diese Kodifikations
arbeiten weitergeführt werden sollen (E/CN. 4/SR. 935 p. 5). 
Vgl. auch den Vorschlag von Graven (E/CN. 4/SR. 934 p. 8).
8 Vgl. die Übersicht von Bernadez, „Examen de la definition 
de l’aggression“, in: Annuaire Francais de Droit Internatio
nal XI (1965) S. 529 f., sowie A/AC. 91/L. 19.
9 Vgl. US participation in the UN, Report by the President 
to the Congress for the year 1953, Dept, of State Publ. No. 5459, 
Washington 1954, p. 156, sowie Sitzungsprotokoll E/CN. 4/SR 340.
10 In aller Offenheit erklärte der spätere Außenminister Dulles
im Rechtsausschuß des USA-Senats, daß die Regierung nicht
an „der Übernahme formeller Verpflichtungen“ interessiert sei
(vgl. US participation in the UN, p. 155). Tatsächlich haben
die USA bis heute weder das Genfer Protokoll gegen den
chemischen und bakteriologischen Krieg von 1925 noch eine
der verschiedenen Menschenrechtskonventionen — auch nicht
die Genocid-Konvention - ratifiziert.

ker als eine Konsequenz aus dem Aggressionsverbot 
und dem Gebot zur friedlichen internationalen Zusam
menarbeit und Förderung der Achtung der Menschen
rechte durchgesetzt hat. Infolgedessen werden heute 
auch allenthalben die Kriegs- und Menschlichkeitsver
brechen der USA in Vietnam an den in Nürnberg ge
schaffenen Maßstäben gemessen.

Die Rehabilitierung von Kriegs- und Menschlichkeits
verbrechen in Westdeutschland
Die Verfolgung und Bestrafung der Kriegs- und 
Menschlichkeitsverbrecher als ein auf die Zukunft ge
richtetes Mittel zum Schutz der Menschenrechte und zur 
Förderung des friedlichen Zusammenlebens der Völker 
spielte nicht erst in den Arbeiten der UN eine große 
Rolle. Sie war bereits eines der Kriegsziele der Alliier
ten — jener im zweiten Weltkrieg gegen den Aggressor 
vereinten Nationen — und hat dementsprechend sowohl 
in den verschiedenen Waffenstillstands- und Friedens
verträgen als auch im Potsdamer Abkommen und in der 
Gesetzgebung des Alliierten Kontrollrates in Deutsch
land ihren Ausdruck gefunden. Völlig zu Recht wurde 
die erfolgreiche Verfolgung und Bestrafung der Kriegs
und Menschlichkeitsverbrechen durch deutsche Organe 
als „ein Prüfstein für die Erneuerung in Deutschland“ 
bezeichnet11 * * *.
Wie wenig diese Zielsetzung in Westdeutschland ver
wirklicht wurde, kann man tatsächlich an diesem Prüf
stein ablesen. Mehr als die Fälle Globke, Fränkel, Krü
ger, Oberländer, Schüle u. a. haben dies der Beschluß 
der Bundesregierung über die Verjährung der Nazi- 
und Kriegsverbrechen1'- und das Gesetz des Bundes
tages vom 13. April 1965 (BGBl. I S. 315) bewiesen19. Das 
Gesetz bestätigte im Grunde die Position der Bundes
regierung und trachtet, durch eine Verschiebung des 
Fristablaufs für die Verjährung die Öffentlichkeit zu 
beruhigen und darüber zu täuschen, daß es keine echte 
Distanzierung vom „Verbrecherstaat“1'1 des deutschen 
Faschismus gibt.
Regierungsbeschluß und Bundestagsgesetz sind theore
tisch und praktisch nichts anderes als der Versuch 
einer allgemeinen Rehabilitierung der Kriegs- und 
Menschlichkeitsverbrechen des Faschismus. Die Gleich
setzung der Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen mit 
der gewöhnlichen innerstaatlichen Kriminalität leugnet 
den internationalen Charakter dieser Verbrechen, die 
in ihnen liegende Friedensgefährdung15 * *. Sie soll dar
über hinwegtäuschen, daß es sich hier um massenhafte, 
mit Hilfe des Staatsapparates systematisch begangene 
und organisierte Verbrechen handelt, die ein verbreche
risches System charakterisieren, dessen äußere Frie
densgefährdung im Innern durch die organisierte 
Mißachtung der Menschenrechte gekennzeichnet wurde.
11 McCloy, Bericht über Deutschland, Bad Godesberg 1952, 
S. 131. Zur Verfolgung der Nazi- und Kriegsverbrecher in der 
DDR und in Westdeutschland vgl. z. B. Streit, „Uber die Ver
folgung der Nazi- und Kriegsverbrecher in den beiden deut
schen Staaten“, NJ 1964 S. 579 ff.; Die Bestrafung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher — Gebot der Menschlichkeit und Sicherung 
des Friedens, Heft 3 der Schriftenreihe der Kanzlei des Staats
rates der DDR, Berlin 1964: Die Haltung der beiden deutschen 
Staaten zu den Nazi- und Kriegsverbrechen, Dokumentation, 
hrsg. vom Generalstaatsanwalt und vom Ministerium der 
Justiz der DDR, Berlin 1965; Przybylski, „Die Behandlung der 
Nazi- und Kriegsverbrecher auf dem Territorium der Bundes
republik", DAP 1965 (1. Sonderheft), S. 184 RE.; vgl. auch Meyro- 
witz, La repression par les tribunaux allemandes des crimes 
contre l’humanitö, Paris 1960.
12 Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundes
regierung vom 7. November 1964.
13 Vgl. MöllhofI, „Bonner Verjährungskomplott gegen Völker
recht und Grundgesetz“, NJ 1965 S. 277.
14 Vgl. Jaspers in: Der Spiegel (Hamburg) 1965, Nr. 11, S. 52 
und S. 60, schon vor Erlaß des Gesetzes. In diesem Sinne auch 
die Erklärung der Regierung der UdSSR vom 26. April 1965, 
Neues Deutschland vom 27. April 1965. S. 7. Vgl. auch Smirnow, 
„Der Nürnberger Prozeß und die Bestrafung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher“, NJ 1965 S. 433 f.
15 Sie wurde von der Juristenkonferenz in Warschau deshalb 
völlig zu Recht als eine Verletzung des Völkerrechts bezeich
net, NJ 1964 S. 442. Vgl. dazu Möllhoff, NJ 1965, S. 279.
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